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Antrag 

der Abgeordneten Karl-Hermann Haack (Extertal), Klaus Kirschner, Susanne 
Kästner, Gerd Andres, Doris Barnett, Rudolf Bindig, Dr. Eberhard Brecht, Hans 
Büttner (Ingolstadt), Marion Caspers-Merk, Peter Dreßen, Petra Ernstberger, 
Annette Faße, Iris Follak, Dagmar Freitag, Konrad Gilges, Iris Gleicke, Elke 
Hovermann, Lothar Ibrügger, Brunhilde Irber, Renate Jäger, Jann-Peter Janssen, 
Marianne Klappert, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Horst Kubatschka, Brigitte Lange, 
Waltraud Lehn, Erika Lotz, Ulrike Mäscher, Leyia Onur, Manfred Opel, Adolf 
Ostertag, Dr. Martin Pfaff, Renate Rennebach, Gudrun Schaich-Walch, Horst 
Schmidbauer (Nürnberg), Regina Schmidt-Zadel, Ottmar Schreiner, Dr. R. Werner 
Schuster, Antje-Marie Steen, Dr. Peter Struck, Hans-Eberhard Urbaniak, Hans 
Wallow, Heidemarie Wieczorek-Zeul, Dr. Wolfgang Wodarg, Verena Wohlleben, 
Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Rehabilitation, Prävention, Kuren - für eine vernünftige und moderne 
Gesundheitspolitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag tritt für eine Gesundheitspolitik ein, 
die den heutigen sozialmedizinischen und sozialökonomischen 
Erkenntnissen Rechnung trägt, die strukturelle Verbesserun- 
gen im Gesundheitswesen fördert und die die wachsende öko- 
nomische Bedeutung des Gesundheitssektors anerkennt. Die 
Politik der Bundesregierung ignoriert den medizinischen Ver- 
sorgungsbedarf, notwendige medizinische Versorgungsstruk- 
turen werden abrupt zerstört und hochqualifizierte Ausbil- 
dungsplätze und Arbeitsplätze im Bereich der medizinischen 
Vorsorge und Rehabilitation aufs Spiel gesetzt. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die durch das Wachs- 
tums- und Beschäftigungsförderungsgesetz (WEG) sowie das 
Beitragsentlastungsgesetz (BeitrEntlG) vorgenommenen Än- 
derungen im Bereich der medizinischen Vorsorge und Reha- 
bilitation innerhalb weniger Monate zu einer krisenhaften Zu- 
spitzung der Situation in den deutschen Kurorten und 
Heilbädern geführt haben. Die Wirkung der gesetzlichen Ein- 
sparmaßnahmen, insbesondere die Erhöhung der Zuzahlung 
und die Absenkung der Lohnersatzleistungen, und die dadurch 
verursachten Einbrüche bei den Anträgen auf Rehabilitations- 
maßnahmen haben im Ergebnis die Befürchtungen des Herb- 
stes 1996 übertroffen. Die Situation ist gekennzeichnet durch 
eine von der Bundesregierung verschuldete tiefgreifende Ver- 
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unsichemng bei Patienten und Beschäftigten im Gesundheits- 
wesen. 

Regionale strukturschwache Räume stehen vor einer katastro- 
phalen Arbeitsmarktentwicklung, die das Gesundheitswesen 
und in der Folge das gesamte Dienstleistungsgewerbe erfaßt. 
Einnahmeverluste bei den betroffenen Gebietskörperschaften 
und eine Verlagerung der Kosten auf andere Zweige der Sozi- 
alversicherung sind zu erwarten. Ohne rasches Eingreifen wer- 
den die Arbeitsplatzverluste im Sommer 1997 eine Größen- 
ordnung von bis zu 50 000 erreichen; über 300 Kliniken werden 
schließen müssen. Im Bereich der Müttergenesungskuren sind 
ebenfalls dramatische Einbrüche festzustellen, die bereits zur 
Schließung von Kliniken geführt haben. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung 
auf, unverzüglich ein Programm für die notwendigen gesund- 
heitspolitischen Maßnahmen zur Sicherung von Prävention 
und Rehabilitation vorzulegen. Dieses Programm soll sich an 
folgenden Eckpunkten orientieren: 

a) Die Leistungsgewährung bei ambulanten Rehabilitations- 
kuren muß nach strenger medizinischer Indikation erfol- 
gen. Die Effektivität der Maßnahmen wird streng evaluiert 
und kontrolliert. Die Begutachtungspraxis und das Qua- 
litätsmanagement werden diesen neuen Anforderungen 
entsprechend weiterentwickelt. 

Die Kur- und Heilbäder und die Rehabilitationseinrichtun- 
gen sind zusätzlich aufgefordert, regional ambulante 
wohnortnahe Versorgungsformen anzubieten. Damit kön- 
nen kurzfristig Einsparziele erreicht und der Strukturge- 
fährdung der Kur- und Heilbäder entgegengewirkt wer- 
den. 

b) Grundlage einer notwendigen Strukturpolitik im Gesund- 
heitswesen ist die konsequente Anwendung eines Ver- 
tragsmodells für die Bereitstellung von medizinischen 
Leistungen durch die Kostenträger. Dies führt zu ökonomi- 
scher Transparenz, zur Erschließung finanzieller Ressour- 
cen und schreibt eindeutig die Finanzverantwortung der 
Kostenträger fest. Es bleibt den jeweiligen Nachfragern von 
medizinischen Vorsorge- und Rehabihtationsleistungen 
überlassen, sich als Verhandler zusammenzuschließen, um 
gegenüber der Anbieterseite das Vertragsmodell zu reali- 
sieren. 

Auszuhandeln sind: 

- die Preise, 

- die Quaütätssicherung, 

- der Bettenbedarf. 

Damit übernehmen die Sozialversicherungsträger die 
Struktur- und Finanzverantwortung in den Bereichen der 
medizinischen Vorsorge und Rehabilitation. 
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c) Zur Weiterentwicklung des Vertragsrechtes werden Mo- 
dellvorhaben ermöglicht. Insbesondere sind vor- und nach- 
sorgende Netzwerke mit Selbsthilfegruppen anzustreben. 
Unter diesem Aspekt ist der Bereich der Prävention - me- 
dizinische Vorsorgeleistungen - einzubeziehen. 

d) Die Qualitätssicherungsprogramme der unterschiedlichen 
Leistungsträger auf Nachfrager- wie auf Anbieterseite sind 
zu vereinheitlichen und für Belegungsverträge verbindlich. 
Stationäre und ambulante Einrichtungen, die den Qualifi- 
kationsstandards nicht genügen, sind von der Leistungser- 
bringung auszuschließen. 

e) Entscheidendes Kriterium für die Dauer und notwendige 
Wiederholungen von Maßnahmen der medizinischen Vor- 
sorge und Rehabilitation ist die medizinische Indikation. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung darüber 
hinaus auf, im Rahmen eines dringend notwendigen Sofort- 
programms die folgenden Maßnahmen zur Förderung von 
Prävention und Rehabilitation und zur Abwendung der Exi- 
stenzkrise der deutschen Kurorte und Heilbäder zu ergreifen: 

a) Aufgreifen des auf Antrag der Länder Bayern und Baden- 
Württemberg und mit Zustimmung der SPD-regierten 
Länder gefaßten Beschlusses des Bundesrates vom 21. Fe- 
bruar 1997, wonach die Ausgaben für Rehabilitationslei- 
stungen im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
abweichend vom WFG nicht auf das Basisjahr 1993, son- 
dern auf das Basisjahr 1994 ohne weitere Absenkung bud- 
getiert werden; 

b) Aussetzung der Erhöhung der im WFG und BeitrEntlG vor- 
genommenen Zuzahlung auf 25 DM pro Tag (20 DM im Bei- 
trittsgebiet) zu den stationären Vorsorge- und Rehabilitati- 
onsmaßnahmen; 

c) der Zuschuß der Krankenkassen zu ambulanten Vorsorge- 
und Rehabilitationskuren ist von einer freiwilligen Leistung 
in eine gesetzlich festgelegte Zuschußleistung umzuwan- 
deln. Eine eventuelle Veränderung ist gebunden an die Si- 
cherstellung von Qualitätsstandards in den ambulanten 
Vorsorge- und Rehabilitationskuren entsprechend den Kri- 
terien der Rentenversicherungsträger für die Quahtätssi- 
cherung in der stationären Rehabilitation und Vorsorge; 

d) Bereitstellung von Mitteln des Bundesministeriums für 
Wirtschaft für Werbemaßnahmen für die deutschen Heil- 
bäder und Kurorte in Höhe von 500 000 DM. 

Bonn, den 12. März 1997 


Karl-Hermann Haack (Extertal) 

Klaus Kirschner 

Susanne Kästner 

Gerd Andres 

Doris Barnett 

Rudolf Bindig 


Dr. Eberhard Brecht 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Peter Dreßen 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
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Iris Follak 
Dagmar Freitag 
Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Eike Hovermann 
Lothar Ibrügger 
Brunhilde Irber 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Marianne Klappert 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Horst Kubatschka 
Brigitte Lange 
Waltraud Lehn 
Erika Lotz 
Ulrike Mäscher 
Leyla Onur 


Manfred Opel 

Adolf Ostertag 

Dr. Martin Pfaff 

Renate Rennebach 

Gudrun Schaich-Walch 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Regina Schmidt-Zadel 

Ottmar Schreiner 

Dr. R. Werner Schuster 

Antje-Marie Steen 

Dr. Peter Struck 

Hans-Eberhard Urbaniak 

Hans Wallow 

Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Verena Wohlleben 
Rudolf Scharping und Fraktion 
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